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Nichterfüllung grundlegender Anforderungen 

§ 113. (1) Stellt ein Eisenbahnverkehrsunternehmen während des Betriebes eines 
Schienenfahrzeuges fest, dass dieses eine der geltenden grundlegenden Anforderungen nicht erfüllt, so 
hat es die erforderlichen Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, die zur Herstellung der Übereinstimmung 
des Schienenfahrzeuges mit den betreffenden grundlegenden Anforderungen erforderlich sind. Liegen 
dem Eisenbahnverkehrsunternehmen Hinweise vor, dass die Nichterfüllung der grundlegenden 
Anforderungen für das Schienenfahrzeug bereits zum Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigung für das 
Inverkehrbringen vorlag, hat es darüber die Eisenbahnagentur der Europäischen Union, die Behörde und 
die nationalen Sicherheitsbehörden der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in deren 
Zuständigkeitsbereich das betreffende Schienenfahrzeug betrieben werden darf, zu unterrichten. 

(2) Ergeben Ermittlungen der Behörde, dass ein Schienenfahrzeug, für das eine Genehmigung für 
das Inverkehrbringen vorliegt, bei bestimmungsgemäßer Verwendung eine der grundlegenden 
Anforderungen nicht erfüllt, hat diese den Halter des Schienenfahrzeuges und das 
Eisenbahnverkehrsunternehmen, das dieses Schienenfahrzeug betreibt, davon in Kenntnis zu setzen und 
aufzufordern, Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, die zur Herstellung der Übereinstimmung des 
Schienenfahrzeuges mit den betreffenden grundlegenden Anforderungen erforderlich sind. Darüber hat 
die Behörde die Eisenbahnagentur der Europäischen Union und die nationalen Sicherheitsbehörden der 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in deren Zuständigkeitsbereich das betreffende 
Schienenfahrzeug betrieben werden darf oder in denen ein Verfahren zur Erteilung der Genehmigung für 
das Inverkehrbringen eines Schienenfahrzeuges desselben Fahrzeugtyps noch anhängig ist, zu 
unterrichten. 

(3) Hat die Behörde eine von ihr erteilte Genehmigung für das Inverkehrbringen eines 
Schienenfahrzeuges ausgesetzt, widerrufen oder von Amts wegen geändert, so hat sie davon unverzüglich 
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die Eisenbahnagentur der Europäischen Union unter Angabe der Gründe für diese Maßnahmen zu 
unterrichten. 

(4) Widerruft die Behörde eine von ihr erteilte Genehmigung für das Inverkehrbringen eines 
Schienenfahrzeuges, so darf das betreffende Schienenfahrzeug nicht mehr eingesetzt und sein 
Verwendungsgebiet nicht erweitert werden. 

(5) Widerruft die Behörde eine von ihr erteilte Fahrzeugtypengenehmigung, so dürfen darauf 
aufbauende Schienenfahrzeuge von deren Inhabern nicht in den Verkehr gebracht werden; falls derartige 
Schienenfahrzeuge bereits in Verkehr gebracht wurden, sind sie von ihren Inhabern aus dem Verkehr zu 
nehmen. 

(6) Beschränkt sich in den in Abs. 1 und 2 angeführten Fällen die Nichterfüllung der grundlegenden 
Anforderungen auf einen Teil des Verwendungsgebietes des betreffenden Schienenfahrzeuges und 
bestand die Nichterfüllung der grundlegenden Anforderungen bereits zum Zeitpunkt, zu dem die Behörde 
die Genehmigung für das Inverkehrbringen des betreffenden Schienenfahrzeuges erteilt hat, so hat die 
Behörde diese Genehmigung entweder auf Antrag des Halters des Schienenfahrzeuges oder von Amts 
wegen so zu ändern, dass die betreffenden Teile des Verwendungsgebietes des betreffenden 
Schienenfahrzeuges ausgeschlossen werden. 

Zuletzt aktualisiert am 

18.01.2022 

Gesetzesnummer 

10011302 

Dokumentnummer 

NOR40241098 


